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Aktuell 464 gastronomische Betriebe bei D 408. 

Etwa 150 davon unmittelbar im Bereich 

Alt-Sachsenhausen.
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Einsatzgebiet Maßnahmen Alt-Sachsenhausen
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Polizeiliche Schwerpunkte

• Gewaltdelikte (Körperverletzung, Raub)

• (Taschen-)Diebstähle

• OWis rund um Gaststätten/Spielotheken

• Jugendschutzgesetz

• Verkehr



Grundproblematik

Polizeiliches Einschreiten ist zumeist in Form von 

Identitätsfeststellungen (Personenkontrollen) und 

Festnahmen erkannter Straftäter nach ihrer Tat gegeben. 

Aus diesen Standartsituationen entwickeln sich in der 

Regel Folgenhandlungen, wie Widerstand gegen 

Vollstreckungebeamte. 





„Prügel-

vorwurf“ 

Frankfurter

Rundschau

(14.12.2012)



„Prügelvorwurf“  
weitere Berichterstattung (17.12.2012)



Folgen der Presseberichte 

 Ermittlungen durch V6 (Amtsdelikte)

 Beamter A: Beförderung A10?

 Beamter B: anstehende Lebzeitverbeamtung?

 „Pressearbeit“ nur durch Gegenseite

 Gefühl des „Im-Stich-gelassen-werdens“ aufgrund 

fehlender Gegendarstellungen / Pressearbeit

 langwierige Ermittlungsverfahren                         

(Dauer >12 Monate)

 Kollegen wurden vorsorglich „aus der Schusslinie“ 

genommen und verrichteten Innendienst



„Prügelvorwurf“   
Berichterstattung Verfahrensausgang

nach 16 Monaten     (02.04.2014)



Effektiver Schutz der Beamten

 Vor Angriffen und Übergriffen

 Vor falschen Anschuldigungen

 Videotechnik



Hardware-Übersicht

Zepcam T1

• Kamera

• Rekorder

• Fernbedienung

• Weste

• Ladegerät

• USB Kabel



Datenschutz / 

Zugangssicherung 

Individueller Zugang und Benutzer ID 

3 Zugangsstufen mit definierten Rechten:
1. User: aufzeichnen und abspielen

2. Super User: aufzeichnen, abspielen, löschen und Export

3. Administrator: aufzeichnen, abspielen, löschen, Export,

Konfiguration des Systems und Firmware Updates



§ 14 HSOG
Datenerhebung und sonstige 

Datenverarbeitung an öffentlichen Orten und 

besonders gefährdeten öffentlichen 

Einrichtungen

(6) Die Polizeibehörden können an öffentlich zugänglichen Orten eine Person, deren

Identität nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften festgestellt werden soll,

mittels Bildübertragung offen beobachten und dies aufzeichnen, wenn dies nach

den Umständen zum Schutz von Polizeivollzugsbeamtinnen und

Polizeivollzugsbeamten oder Dritten gegen eine Gefahr für Leib oder Leben

erforderlich ist. Dabei können personenbezogene Daten auch über dritte Personen

erhoben werden, soweit dies unerlässlich ist, um die Maßnahme nach Satz 1

durchführen zu können. Sind die Daten für Zwecke der Eigensicherung oder der

Strafverfolgung nicht mehr erforderlich, so sind sie unverzüglich zu löschen.

Aktuell noch keine Tonaufnahme gestattet.



Eigensicherung im Sinne 

des Schutzes vor 

Angriffen / Übergriffen

 Vermeidung von konfliktträchtigen 

Situationen durch den Einsatz 

von offen getragener Videotechnik 

(BodyCam mit Weste und Aufschrift)



Eigensicherung im Sinne 

des Schutzes gegen falsche 

Verdächtigungen

 Abschreckende Wirkung durch offenes 

Filmen konfliktträchtiger Situationen

 Deutungshoheit über Videosequenzen 

polizeilichen Einschreitens als objektives 

und nicht manipulierbares Beweismittel



Einsatz der Body-Cam

 präventiv / defensiv ausgerichtet

 begleitend zu Einsatzmaßnahmen an Brennpunkten, 

nicht als Einsatzmittel des regulären Schicht- und 

Wechseldienstes 

 Einsatz in Teams von mind. 3 Beamten    

(zwei Beamte agieren, einer führt die BodyCam)

 der kameraführende Beamte bleibt grundsätzlich 

passiv, Ausnahme: unmittelbare Gefahr / Angriff



Einsatz der Body-Cam

 Starten der Aufnahme nur bei relevanten 

Vorkommnissen

• einsatzerfahrene Beamte 

• Freiwilligkeit als zentrales Element der Akzeptanz 

und zur Aufrechterhaltung der Qualität der 

Aufnahmen



Einsatz der Body-Cam

Dokumentation 

 der Handlungen des polizeilichen Gegenübers

 des Handelns der Polizeibeamten

Ein Aussageverweigerungsrecht des kamera-

führenden Beamten im Bezug auf die Herausgabe von

gefilmten Sequenzen besteht nicht 

(analog zu Rechtsprechung bzgl. Unfalldatenschreiber)



Einsatz der Body-Cam

Störer

BodyCam

Kontrollteam

optionaler Beamter

BodyCam: 

Focus auf 

Gesamtübersicht
BodyCam: 

Focus auf 

Agressor

Kontrolle eskaliert, 

Aufnahme wird 

gestartet



Ergebnisse der Pilotphase

 Rückgang von Widerstandshandlungen um 40% 

im Referenzbereich Ffm. Alt-Sachsenhausen

 Nur 1 (leicht) verletzter Kollegen seit 

Projektbeginn

 keine tätlichen Übergriffe aufgrund des 

Tragens der BodyCam

 Direkte Verhaltensänderung seitens der Störer bei

Erkennen der BodyCam bzw. Hinweis darauf



Ergebnisse der Pilotphase

• Großes Interesse und positives Feedback der 

Bevölkerung

• Hohe Akzeptanz der BodyCam in der 

Bevölkerung (Pressearbeit)

• Hohe Akzeptanz bei PVB im Projekt (Freiwillig, 

hohe Interessenmeldungen, Warteliste für AuF)

• Kein Gefühl der „Selbstüberwachung“, die das 

taktische Handeln negativ beeinflussen könnte
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Jahresvergleich 

Jahr kontrollierte Personen Festnahmen

2012 1818 141

2013 2538 224

(Start BodyCam: 5/2013)

2014 2985                                423
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Jahresvergleich 2012 / 2014

Steigerung der Personenkontrollen um 64,1%

Steigerung Festnahmen 300%  

Trotz einer signifikant gestiegenen Zahl von 

Personenkontrollen und Festnahmen ist die Zahl von 

Widerstandshandlungen im Vergleich zu 2012 um 

37,5 % (2013) und 40% (2014) gesunken.



Beweismittel in Strafverfahren

Anklage wegen versuchter gef. KV und Widerstand

Beschuldigter tritt in Richtung des Kopfes des PB

und wehrt sich vehement bei der Festnahme.

Beschuldigter stritt Tat vehement ab und hatte 

erhebliche Erinnerungslücken

Staatsanwaltschaft: Strafbefehl über 1200 €

Verteidigung: Freispruch mangels Schuldfähigkeit



Beweismittel in Strafverfahren

Anklage wegen versuchter gef. KV und Widerstand

BodyCam-Sequenz im Gerichtsaal abgespielt. 

Deutlich erkennbar der gezielt ausgeführte Tritt in 

Richtung Kopf des PB und erhebliche 

Widerstandshandlungen

Richterspruch:

5 Monate Freiheitsstrafe, ausgesetzt auf 3 Jahre zur 

Bewährung, 150 Arbeitsstunden



Beweismittel in Owi-Verfahren

A.C.A.B. (Tragen von Pullover mit Aufdruck)

Der Betroffene deutete mehrfach in Richtung der 

eingesetzten Beamten und dann auf seinen Pullover mit 

A.C.A.B. – Aufdruck

Er bestritt über seinen Rechtsbeistand, das er einen 

solchen Pullover getragen hätte und eine Verwechselung 

vorliegen müsse

BodyCam Sequenz-Screenshot als Beweismittel an 

Bußgeldstelle gesandt.



Beweismittel in Owi-Verfahren



Beweismittel in Owi-Verfahren

A.C.A.B. (Tragen von Pullover mit Aufdruck)

Bußgeldstelle Frankfurt:

150€ Bußgeld zzgl. Auslagen und

Verwaltungsgebühren wegen §118 OwiG
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